
 

SATZUNG 

der 

ATOSS Software AG 

(nachfolgend "Gesellschaft" genannt) 

 

 

§ 1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

 

ATOSS Software AG 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in München. 

 

(3) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.  

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Unternehmensberatung, Erstellung 

von Organisations- und Software-Konzepten, Forschung und Entwicklung 

im Bereich Anwendungs- und Systemsoftware sowie Handel mit EDV-

Produkten aller Art, ferner die Beteiligung oder Übernahme von Unter-

nehmen mit gleicher Zielsetzung im In- und Ausland.  

 

(2) Die Gesellschaft kann ferner alle Geschäfte durchführen, die dem Gesell-

schaftsgegenstand unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind.  
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(3) Die Gesellschaft darf Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten. 

Die Gesellschaft ist außerdem ermächtigt, Unternehmen mit ähnlichem 

Geschäftsgegenstand zu gründen, zu erwerben und zu leiten, ihren Betrieb 

ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen auszugliedern oder ver-

bundenen Unternehmen zu überlassen. 

 

§ 3 

Bekanntmachungen 

 

(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen grundsätzlich im Bundesan-

zeiger. Etwas anderes gilt nur dann, wenn die Veröffentlichung der Be-

kanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger gesetzlich zulässig oder 

sogar zwingend ist; in diesem Fall erfolgen die Bekanntmachung aus-

schließlich im elektronischen Bundesanzeiger. Soweit dies aufgrund der 

Zulassung der Aktien der Gesellschaft an einer deutschen oder ausländi-

schen Wertpapierbörse erforderlich ist, erfolgen Bekanntmachungen auch 

nach Maßgabe der für die Börsenpublizität jeweils geltenden Vorschriften.  

 

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere dürfen auch im 

Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden, sofern die Vorausset-

zungen hierfür vorliegen. 

 

§ 4 

Grundkapital 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 

 

Euro 3.976.568,00 
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und ist eingeteilt in 3.976.568 Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückak-

tien). Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

 

(2) Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungs-

scheine bestimmt der Vorstand. Ein Anspruch des Aktionärs auf Verbrie-

fung seines Anteils besteht nicht. Über mehrere Aktien eines Aktionärs 

oder über alle Aktien kann auch eine Urkunde ausgestellt werden. Die 

Ausgabe von Einzelurkunden oder Sammelurkunden kann auch von der 

Kostenübernahme durch den jeweiligen Aktionär abhängig gemacht wer-

den. 

 

(3) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrates bis zum 29. April 2014 (einschließlich) 

durch Ausgabe von Stück 402.566 neuer auf den Inhaber lautender Stück-

aktien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals, insgesamt um 

bis zu Euro 402.566 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital). Der Vorstand 

wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom 

Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 

 

Der Vorstand wird darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen 

 

(a) für einen Anteil am Genehmigten Kapital in Höhe von insgesamt 

bis zu 10% des Grundkapitals - sowohl im Zeitpunkt des Wirksam-

werdens wie im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung -, so-

fern die neuen Aktien gegen Bareinlage zu einem Ausgabebetrag 

ausgegeben werden, welcher den Börsenpreis bereits börsennotier-

ter Aktien gleicher Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet 
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(§186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Auf die Kapitalgrenze von 10% des 

Grundkapitals ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, so-

fern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Aktien, 

die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 

und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht ausgegeben 

werden bzw. auszugeben sind, sind ebenfalls auf die Kapitalgrenze 

von 10% des Grundkapitals anzurechnen, sofern die Schuldver-

schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in ent-sprechender Anwendung des § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden; 

 

(b) sofern die neuen Aktien gegen Sacheinlagen ausgegeben werden, 

um Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen zu erwerben, 

und sofern der Erwerb des Unternehmens oder der Beteiligung im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 

 

Über den Inhalt der jeweiligen Aktienrechte, einschließlich einer etwaigen 

von § 60 Abs. 2 AktG abweichenden Gewinnberechtigung, und die sons-

tigen Bedingungen der Aktienausgabe entscheidet der Vorstand mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrates. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 

dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital zu än-

dern. 
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§ 5 

Organe 

 

Organe der Gesellschaft sind: 

 

(a) Der Vorstand, 

(b) der Aufsichtsrat, 

(c) die Hauptversammlung. 

 

§ 6 

Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht, unbeschadet zwingender gesetzlicher Vorschriften, 

aus einem oder mehreren Vorstandsmitgliedern. Der Aufsichtsrat kann 

auch stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen und eine Geschäfts-

ordnung für den Vorstand erlassen. 

 

(2) Besteht der Vorstand aus mehr als einer Person, kann der Aufsichtsrat ein 

Mitglied des Vorstands zum Vorsitzenden oder zum Sprecher und ein wei-

teres Mitglied als dessen Stellvertreter ernennen. 

 

§ 7 

Vertretung der Gesellschaft /Geschäftsführung 

 

(1) Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten, wenn der Vorstand nur aus ei-

ner Person besteht, durch diese, wenn der Vorstand aus mehreren Perso-

nen besteht 

 

(a) durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich oder 
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(b) durch ein Vorstandsmitglied zusammen mit einem Prokuristen. 

 

Der Aufsichtsrat kann Vorstandsmitgliedern die Befugnis zur Einzelver-

tretungsberechtigung erteilen und sie für Rechtsgeschäfte mit der Gesell-

schaft als Vertreter eines Dritten von den Beschränkungen des § 181 BGB 

befreien. 

 

(2) Der Vorstand der Gesellschaft führt die Geschäfte der Gesellschaft nach 

Maßgabe der Gesetze, der Satzung und der von dem Aufsichtsrat zu erlas-

senden Geschäftsordnung des Vorstandes. 

 

§ 8 

Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern, solange nicht gesetzliche 

Bestimmungen eine größere Anzahl von Aufsichtsratsmitgliedern verlan-

gen. 

 

(2) Gleichzeitig mit der Wahl der ordentlichen Aufsichtsratsmitglieder kön-

nen Ersatzmitglieder gewählt werden. Ein Ersatzmitglied tritt ein, wenn 

das Aufsichtsratsmitglied, als dessen Ersatzmitglied es bestellt ist, vor Ab-

lauf der Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausscheidet. 

 

§ 9 

Amtszeit des Aufsichtsrats 

 

(1) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit der Beendigung derje-

nigen Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für 
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das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt; das Ge-

schäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird dabei nicht mitgerechnet. 

 

(2) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist berechtigt, sein Amt jederzeit durch 

schriftliche Erklärung gegenüber der Gesellschaft niederzulegen. 

 

(3) Legt ein Aufsichtsratsmitglied sein Amt nieder oder scheidet ein Auf-

sichtsratsmitglied aus anderen Gründen aus, so ist alsbald eine Ersatzwahl 

vorzunehmen, es sei denn, daß für das ausgeschiedene Mitglied ein Er-

satzmitglied gewählt ist. 

 

(4) Ersatzmitglieder und die durch Ersatzwahl gewählten Mitglieder führen 

das Amt für die Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitgliedes. 

 

§ 10 

Vorsitzender des Aufsichtsrats 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 

Stellvertreter. 

(2) Scheidet der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter aus 

dem Aufsichtsrat aus, so ist alsbald eine Neuwahl vorzunehmen. 

 

§ 11 

Verfahren für Sitzungen des Aufsichtsrats und Abstimmungen 

 

(1) Der Aufsichtsrat wird vom Vorsitzenden oder im Verhinderungsfalle von 

seinem Stellvertreter einberufen. 
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(2) Die Einberufung hat schriftlich, per Telefax oder per e-mail unter Mittei-

lung der Tagesordnung zu erfolgen. Der Aufsichtsratsvorsitzende - im 

Verhinderungsfalle sein Stellvertreter - bestimmt den Sitzungsort und lei-

tet die Sitzung. 

 

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlußfähig, wenn sämtliche Mitglieder zur Sitzung 

ordnungsgemäß geladen sind und die Hälfte, mindestens jedoch drei sei-

ner Mitglieder - darunter der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, an der 

Abstimmung teilnehmen.  

 

(4) Der Aufsichtsrat faßt seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden und im 

Falle seiner Verhinderung die seines Stellvertreters. 

 

(5) Sofern kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht, können nach dem Ermes-

sen des Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung seines Stellvertre-

ters Beschlüsse auch durch Einholen schriftlicher, fernkopierter, fern-

mündlicher Erklärungen oder durch Erklärungen per e-mail gefaßt wer-

den. In diesem Falle ist eine vom Vorsitzenden oder im Falle seiner Ver-

hinderung von seinem Stellvertreter zu bestimmende Frist für den Eingang 

der Stimmen festzulegen. 

 

(6) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats ist eine Nieder-

schrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist; 

bei einer schriftlichen oder fernmündlichen Beschlußfassung ist deren Er-

gebnis schriftlich niederzulegen, die Niederschrift vom Vorsitzenden des 

Aufsichtsrats oder bei seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter zu 

unterzeichnen und den anderen Mitgliedern des Aufsichtsrats unverzüg-

lich zu überlassen. 
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(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Berichte und 

vertrauliche Beratungen sowie Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im 

Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. 

 

§ 12 

Vergütung des Aufsichtsrats 

 

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben dem Ersatz der ihm bei der Aus-

übung seiner Amtstätigkeit erwachsenden Auslagen eine Vergütung, die durch 

Beschlußfassung der Hauptversammlung unter Beachtung der Bestimmungen 

des § 113 AktG festgelegt wird. Zu dem Auslagenersatz und den Vergütungen 

werden anfallende Umsatzsteuern (Mehrwertsteuern) erstattet. 

 

§ 13 

Aufgaben des Aufsichtsrats 

 

(1) Der Aufsichtsrat hat die Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Gesetz, 

die Satzung oder in sonstiger Weise zugewiesen werden. Dem Aufsichts-

rat steht auch das Recht zu, die Hauptversammlung einzuberufen. 

 

(2) Der Aufsichtsrat kann darüber hinaus für den Einzelfall oder generell 

durch Geschäftsordnung bestimmen, daß bestimmte Geschäfte oder Arten 

von Geschäften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.  

 

(3) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, Änderungen der Satzung, die nur die Fas-

sung betreffen, zu beschließen. 
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§ 14 

Einberufung der Hauptversammlung 

 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder einer deut-

schen Großstadt (mehr als 100.000 Einwohner) statt. 

 

(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder den Aufsichtsrat 

einberufen. 

 

(3) Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Monate 

eines jeden Geschäftsjahres abgehalten. Außerordentliche Hauptversamm-

lungen können so oft einberufen werden, wie es im Interesse der Gesell-

schaft erforderlich erscheint. 

 

(4) Für die Einberufung gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 

 

(5) Mitteilungen der Gesellschaft nach § 125 Abs. 2 AktG an Aktionäre, die 

es verlangen, werden ausschließlich im Wege elektronischer Kommunika-

tion übermittelt. 

 

(6) Mitteilungen der Gesellschaft nach § 125 Abs. 1 AktG durch Kreditinsti-

tute, die am 21. Tag vor der Hauptversammlung für Aktionäre Inhaberak-

tien der Gesellschaft in Verwahrung haben, werden ausschließlich im We-

ge elektronischer Kommunikation übermittelt. 

 

(7) Der Vorstand ist ermächtigt, in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter 

die auszugsweise oder vollständige Bild- und Tonübertragung der Haupt-

versammlung zuzulassen, und zwar auch in der Weise, dass die Öffent-

lichkeit uneingeschränkt Zugang hat. 
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§ 15 

Teilnahme an der Hauptversammlung, Vollmacht 

 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung, zur Ausübung des Stimmrechts 

und zur Stellung von Anträgen sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, 

die sich unter Nachweis ihres Aktienbesitzes vor der Hauptversammlung 

bei der Gesellschaft oder einer in der Einladung bezeichneten Stelle in 

Textform in deutscher oder englischer Sprache innerhalb der gesetzlichen 

Frist anmelden. 

 

(2) Der Aktienbesitz wird nachgewiesen durch die Bescheinigung des depot-

führenden Instituts, die sich auf einen gemäß den gesetzlichen Vorgaben 

in der Einladung zu bestimmenden Zeitpunkt zu beziehen hat und spätes-

tens bis zum Ablauf der Anmeldefrist nach Absatz 1 zugegangen sein 

muss. Dieser Nachweis ist in Textform in deutscher oder in englischer 

Sprache zu erbringen.  

 

(3) Der Aktionär kann sich in der Hauptversammlung vertreten lassen. Für die 

Erteilung der Vollmacht gilt die gesetzlich vorgeschriebene Form. Voll-

machten, die der Aktionär der Gesellschaft oder einem von ihr benannten 

Stimmrechtsvertreter zuleitet, können auch durch Telefax oder durch eine 

andere, in der Einladung zur Hauptversammlung näher bestimmte elektro-

nische Form erteilt werden. Die Einzelheiten werden in der Einladung be-

kannt gemacht. 
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§ 16 

Stimmrecht 

 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 

 

(2) Die Beschlüsse in der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingen-

de gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen und sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit 

eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der 

Beschlußfassung vertretenen Grundkapitals gefaßt. 

 

(3) Bei Stimmengleichheit gilt, ausgenommen bei Wahlen, ein Antrag als ab-

gelehnt. 

 

(4) Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit 

nicht erreicht wird, findet eine Stichwahl unter den Personen statt, die die 

beiden höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. Bei der Stichwahl ent-

scheidet die höchste Stimmenzahl, bei gleicher Stimmenzahl entscheidet 

das Los, das durch den Vorsitzenden zu ziehen ist. 

 

§ 17 

Vorsitz in der Hauptversammlung und Versammlungsleitung 

 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Auf-

sichtsrats, im Fall der Abwesenheit des Vorsitzenden der stellvertretende 

Vorsitzende. Sind sowohl der Vorsitzende als auch der stellvertretende 

Vorsitzende des Aufsichtsrats verhindert, so eröffnet der zur Beurkundung 

zugezogene Notar die Hauptversammlung und läßt den Versammlungslei-

ter durch die Hauptversammlung wählen. 
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(2) Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und bestimmt die Rei-

henfolge der Verhandlungsgegenstände sowie die Form der Abstimmung. 

Das Ergebnis der Abstimmung kann im Subtraktionsverfahren durch Ab-

zug der Ja- oder Nein-Stimmen und der Stimmenthaltungen von den 

Stimmberechtigten insgesamt zustehenden Stimmen ermittelt werden. 

 

(3) Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre 

zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, bereits 

zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeit-

lich angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, 

zu den einzelnen Tagesordnungspunkten oder für den einzelnen Frage- 

oder Redebeitrag festzusetzen. Bei der Festlegung der für den einzelnen 

Frage- und Redebeitrag zur Verfügung stehenden Zeit kann der Versamm-

lungsleiter zwischen erster und wiederholter Wortmeldung und nach wei-

teren sachgerechten Kriterien entscheiden. 

 

§ 18 

Niederschrift über die Hauptversammlung 

 

Über die Verhandlungen in der Hauptversammlung wird eine Niederschrift auf-

genommen und von dem Vorsitzenden unterschrieben, soweit durch das Gesetz 

keine Beurkundung vorgeschrieben ist. 
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§ 19 

Lagebericht und Jahresabschluß, 

Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats 

 

(1) Der Vorstand hat den Lagebericht und den Jahresabschluß sowie den 

Konzernabschluß und den Konzernlagebericht für das vergangene Ge-

schäftsjahr in den ersten drei Monaten eines jeden Geschäftsjahres aufzu-

stellen. Diese Unterlagen sind unverzüglich nach Eingang des Prüfungsbe-

richts mit diesem sowie mit dem Vorschlag für den Beschluß der Haupt-

versammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat 

vorzulegen. 

 

(2) Die Jahresabschlüsse und Lageberichte für die Gesellschaft und den Kon-

zern, der Bericht des Aufsichtsrats und der Vorschlag des Vorstands für 

die Verwendung des Bilanzgewinns sind von der Einberufung an in den 

Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre auszulegen. 

 

(3) Die Hauptversammlung beschließt alljährlich, nach Entgegennahme des 

gemäß § 171 Abs. 2 AktG vom Aufsichtsrat zu erstattenden Berichts, in 

den ersten acht Monaten des Geschäftsjahres über die Entlastung des Vor-

stands und des Aufsichtsrats, über die Verwendung des Bilanzgewinns, 

über die Wahl des Abschlußprüfers und in den im Gesetz vorgeschriebe-

nen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses und/oder die Billi-

gung des Konzernabschlusses. 

 

(4)  Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Bar- auch eine 

Sachausschüttung beschließen. 
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§ 20 

Gründungsaufwand 

 

Die Gesellschaft trägt als Gründungsaufwand die Kosten des Notars und des Re-

gistergerichts, einschließlich der Veröffentlichungskosten, die anfallende Steuer 

und die sich auf die Gründung beziehenden Beratungskosten des Wirtschaftsprü-

fers bis zu einem Höchstbetrag von DM 12.000. Darin enthalten sind auch die 

Kosten der Formumwandlung. 

 

 


